
Abschrift

Amtsgericht Erding

Az.: 104C 682/22

N

IM NAMEN DES VOLKES

In dem Rechtsstreit

1)

4)

p | IImächti A

Rechtsanwalt Dr. Böse Matthias, Angermunder Straße 19, 40489 Düsseldorf, Gz.: 0737/22/MB

gegen

Deutsche Lufthansa AG, vertreten durch d. Vorstand, Venloer Straße 151-153, 50672 Köln

- Beklagte -

Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte T+M Anwaltssocietät, An den Drei Hasen 31, 61440 Oberursel, Gz.:
5342/22M39 /S4

wegen Forderung

erlässt das Amtsgericht Erding durch den Richter am Amtsgericht- am 27.10.2022

aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 29.09.2022 folgendes
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Endurteil

1. Die Beklagte wird verurteilt, an die Kläger zu 1), zu 2), zu 3) und zu 4) jeweils einen Betrag

in Höhe von 993,50 €, jeweils nebst Zinsen hieraus in Höhe von jeweils 5 Prozentpunkten

über dem Basiszinssatz jeweils seit 08.01.2022 sowie an die Kläger zu 1), zu 2), zu 3)

und zu 4) als Gesamtgläubiger vorgerichtliche Rechtsanwaltskosten in Höhe von insge-

samt 445,00 € nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszins-

satz seit 02.04.2022 zu zahlen.

2. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.

3. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

4. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Die Beklagte kann die Vollstreckung der Kläger jeweils

durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des aufgrund des Urteils vollstreckbaren Be-

trags abwenden, wenn nicht die Kläger vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110 %

des zu vollstreckenden Betrags leisten.

Beschluss

Der Streitwert wird auf 3.974,00 € festgesetzt.

Tatbestand

Die Kläger begehren vollständige Rückerstattung des bezahlten Flugticketpreises nach Stornie-

rung ihrer Buchung.

Der Kläger zu 1) buchte für sich, seine Ehefrau Fra_und seine beide minderjährigen Kinder

_und_bei der Beklagten Flüge von München

nach Kapstadt und zurück für den 23.12.21 / 05.01.22 und bezahlte hierfür einen Ticketpreis in

Höhe von insgesamt 4.459,04 €. Die Kläger entschieden sich hierbei für einen Tarif, in welchem

im Rücktrittsfalle nach den einbezogenen Beförderungsbedingungen der Beklagten nicht der

Flugpreis, sondern lediglich die Gebühren und Steuern erstattet werden (“Die Erstattung des Ti-

ckets ist nicht möglich. Die nicht verbrauchten Steuern und Gebühren sind erstattbar.



Der  internationale  /  nationale  Zuschlag  ist  nicht  erstattbar“ ). Die Kläger erhielten für ihre Bu-

chung von der Beklagten eine Bestätigung (Passenger / ItineraryReceipt / Status: Confirmed) un-

ter Angabe der Flugzeiten, Flugnummern, Abflug- und Zielflughäfen mit ausgegebenen Buchungs- 

und Ticketnummern. Weiterhin erhielten die Kläger entsprechende Flugscheine. Am 22.09.2021 

änderte sich die geplante Abflugzeit des Hinfluges in München von 19:25 Uhr auf 17:45 Uhr. Diese 

Änderung wurde von den Klägern nach Erhalt einer entsprechenden Information per E-Mail mit ei-

ner diesbezüglichen Anfrage der Beklagten am 27.09.2021 bestätigt und akzeptiert. Am 

10.12.2021 teilte die Beklagte den Klägern eine weitere Flugzeitenänderung mit. Der Start des 

Rückfluges in Kapstadt wurde um 30 Minuten vorverlegt von 09:30 Uhr auf 09:00 Uhr. Die Kläger 

erhielten eine E-Mail der Beklagten, in welcher die Kläger unter Fristsetzung bis 20.12.2021 zur 

Vermeidung einer Stornierung aufgefordert wurden, sich für eine von drei Auswahlmöglichkeiten 

zu entscheiden, namentlich das Akzeptieren der geänderten Buchung, eine Umbuchung auf ei-

nen späteren Zeitpunkt oder die Anforderung einer Erstattung. Der Kläger zu 1. klickte auf den 

Button „Ich  möchte  eine  Erstattung  anfordern “. Diese Option wird in der E-Mail der Beklagten 

folgendermaßen erläutert: „Wenn  Ihr  Flug  gestrichen  wurde  oder  der  geänderte  Reiseplan  

um mehr  als  zwei  Stunden  von  der  ursprünglichen  Abflugs-  oder  Ankunftszeit  abweicht  

haben  Sie  das  Recht  auf  eine  Erstattung  des  Ticketpreises.  Bitte  wählen  Sie  diese  Opti -

on  aus,  wenn  Sie  die  gesamte  Reise  stornieren  und  eine  Erstattung  Ihres  Ticketpreises  

anfordern  möchten. “ Die betragsmäßige Höhe einer möglichen Erstattung wird dabei nicht ange-

zeigt. Die Beklagte stornierte die Flugbuchung der Kläger und erstattete den Klägern Steuern und 

Gebühren in Höhe von insgesamt 485,04 €. Die Kläger forderten die Beklagte am 29.12.2021 un-

ter Fristsetzung von 7 Tagen erfolglos zur vollständigen Flugpreiserstattung auf. Anschließend 

beauftragten die Kläger ihren Prozessbevollmächtigten mit der außergerichtlichen Geltendma-

chung. Mit anwaltlichem Schreiben vom 02.02.2022 wurde die Beklagte erfolglos zur vollständi-

gen Flugpreiserstattung sowie mit Ablehnungsandrohung gem. § 250 BGB zur Freistellung von 

vorgerichtlichen Rechtsanwaltskosten in Höhe von 445,00 € aufgefordert. 

Die Kläger behaupten, der Kläger zu 1) habe sich zunächst nur über die Erstattungshöhe infor-

mieren wollen. Zu seiner Überraschung sei es dann sofort zu einer Erstattung gekommen. In der 

mündlichen Verhandlung vom 29.09.2022 stellte der Kläger im Rahmen seiner informatorischen 

Anhörung abweichend zum Vortrag in der Klageschrift klar, dass er gar nicht auf den Button „Er-

stattung“ habe klicken wollen. Er habe die E-Mail der Beklagten auf seinem Handy gelesen und 

müsse beim Scrollen aus Versehen auf diesen Erstattungsbutton gekommen sein. Die Kläger 

hätten auf jeden Fall auch zu den geänderten Flugzeiten fliegen wollen, weil ein Besuch der 

Schwester des Klägers zu 1) in Südafrika zu Weihnachten vereinbart gewesen sei. Mehrere tele-
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fonische Versuche zur Klärung dieses Missverständnisses und zur Wiederherstellung der Bu-

chung vom 12. bis 14.12.21 seien ebenso erfolglos geblieben wie eine Eingabe der Buchungspro-

blematik auf der hierfür zur Verfügung stehenden Internetseite der Beklagten. Die Beklagte habe 

die Beförderung verweigert, als die Kläger vor Abflug versucht hätten, online einzuchecken. Bei 

dem Anklicken des Erstattungsbuttons habe keine Willenserklärung des Klägers zu 1) vorgele-

gen. Es fehle an Geschäftswillen und Erklärungsbewusstsein. Im Übrigen habe der Kläger eine 

solche Erklärung jedenfalls im Rahmen der geführten Telefonate rechtzeitig und wirksam wegen 

arglistiger Täuschung bzw. Erklärungsirrtums angefochten worden. Daneben liege auch ein wirk-

samer Widerruf eines Fernabsatzgeschäfts vor. Weiterhin sei von einer Informationspflichtverlet-

zung der Beklagten auszugehen, weil der Kläger nicht darüber aufgeklärt wurde, dass nur eine 

Teilerstattung erfolgen kann. Da das Erstattungsangebot der Beklagten in der übersandten E-Mail 

betragsmäßig nicht begrenzt war, ergebe sich auch ein vertraglicher Anspruch auf vollständige 

Rückerstattung, hilfsweise könne der Anspruch auch auf § 648 S.2 BGB gestützt werden, der zu-

mindest eine Erstattung in Höhe von 95 % vorsehe. Die Beschränkung einer Erstattung in den 

AGB der Beklagten auf Steuern und Gebühren sei unwirksam. Denn bei verwenderfeindlichster 

Lesart schließe diese Klausel auch dann eine Erstattung aus, wenn sich diese aus Art. 8 Abs.1 

lit.a) VO (EG) 261/2004 als Folge einer Annullierung ergeben. Eine solche Klausel sei wegen Ver-

stoßes gegen Art. 15 Abs.1 VO (EG) 261/2004 nach § 134 BGB unwirksam. 

Die Kläger beantragen, 

die Beklagte zu verurteilen, an die Kläger insgesamt 3.974,00 € 

nebst Zinsen in Höhe von 5 %-Punkten über dem Basiszinssatz seit 

dem 08.01.2022 und weitere 445,00 € nebst Zinsen in Höhe von 5 

%-Punkten über dem Basiszinssatz ab Rechtshängigkeit zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte wendet ein, dass die Kläger vom Beförderungsvertrag mit der Wahl der Erstattung 

zurückgetreten seien. Es sei erklärt worden, dass die gesamte Reise storniert werden soll. Damit 

hätten keine Leistungspflichten der Beklagten mehr bestanden. Die allein erstattbaren Steuern 

und Gebühren wurden ausbezahlt. Eine Vorverlegung der Abflugzeit um mehr als eine Stunde, 

die einer Annullierung gleichgestellt werden könnte, habe nur beim Hinflug bereits am 22.09.2021 

stattgefunden, wobei diese Änderung von den Klägern bestätigt und akzeptiert wurde. Es läge bei 

den Klägern allenfalls ein unbeachtlicher Rechtsfolgenirrtum vor. Eine Informationspflichtverlet-
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zung könne der Beklagten nicht zur Last gelegt werden, weil bereits bei der Buchung darauf hin-

gewiesen wurde, dass eine Erstattung des Ticketpreises, abgesehen von nicht verbrauchten

Steuern und Gebühren, nicht möglich ist.

Die ursprünglich von der Klagepartei erhobene Rüge fehlender ordnungsgemäßer Prozessvoll-

macht für die Prozessbevollmächtigen der Beklagten wurde in der mündlichen Verhandlung vom

29.09.2022 zurückgenommen. Die Kläger haben auf diese Rüge verzichtet.

Das Gericht hat den Kläger zu 1) informatorisch angehört und Beweis erhoben durch uneidliche

Einvernahme der Zeugin Für das Ergebnis der Beweisaufnahme wird auf das

Sitzungsprotokoll vom 29.09.2022 Bezug genommen.

Ein von den Parteien am Ende der mündlichen Verhandlung vom 29.09.2022 für die Beklagte wi-

derruflich geschlossener Vergleich ist von der Beklagten form- und fristgerecht widerrufen wor-

den.

Für die weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird zur Ergänzung des Tatbestandes

auf die Schriftsätze der Klagepartei vom 01.03.2022, 21.06.2022 und 29.09.2022 sowie der Be-

klagten vom 27.05.2022 und 20.10.2022, jeweils nebst Anlagen, Bezug genommen.

Entscheidungsgründe

Die zulässige Klage ist ganz überwiegend begründet.

Die Kläger haben einen Anspruch auf vollständige Erstattung ihrer Flugscheinkosten in Hö-

he von jeweils noch 993,50 € wegen Beförderungsverweigerung aus Art. 4 Abs.3, 8 Abs.1

lit.a) erster Spiegelstrich VO (EG) 261/2004.

1. Der Anwendungsbereich der Fluggastrechteverordnung ist nach Art. 3 Abs.1 lit.a),

Abs.2 lit.a) VO (EG) 261/2004 eröffnet.

a) Der Startflughafen liegt im Gemeinschaftsgebiet.

b) Die Kläger verfügen über eine bestätigte Buchung. Unstreitig übersandte die

Beklagte den Klägern Dokumente 1.S.v. Art. 2 lit.g) VO (EG) 261/2004, aus

welchen hervorgeht, dass die Beklagte die vorgenommene Flugbuchung ak-

zeptierte, registrierte und verbindlich bestätigte. Entgegen der Auffassung der

Beklagten führte das Klicken des Klägers zu 1) auf den Erstattungsbutton
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und der dadurch im Buchungssystem der Beklagten ausgelösten Stornie-

rung nicht zum Verlust der Buchungsbestätigung für die Kläger. Wenn ein

Fluggast seinen gebuchten Flug storniert, bringt er damit zwar zum Aus-

druck, auf den geschuldeten Beförderungsanspruch verzichten zu wollen

und verfügt damit ab diesem Zeitpunkt grundsätzlich auch über keine „bestä-

tigte Buchung“ mehr, so dass er anschließend keine Ansprüche mehr aus

der Verordnung geltend machen kann, vgl. BeckOK, Fluggastrech-

te-VO/Schmid, 24. Ed. 1.10.2022, Art. 3 Rn. 40. Ein solchermaßen begrün-

deter Verlust der bestätigten Buchung und der Ansprüche aus der VO (EG)

261/2004 setzt allerdings nach Auffassung des Gerichts unter Berücksichti-

gung der die Fluggastrechteverordnung prägenden Erwägungsgründe, ein

hohes Schutzniveau für Fluggäste sicherzustellen und den Erfordernissen

des Verbraucherschutzes in vollem Umfang Rechnung zu tragen, voraus,

dass es sich um eine wirksame, frei von Willensmängeln erklärte Stornie-

rung des Fluggastes handelt, was nach nationalem Recht zu beurteilen ist.

Vorliegend ist die objektiv durch Anklicken des entsprechenden Buttons er-

folgte Erklärung des Klägers zu 1), sich mit der Wahl einer Erstattung für ei-

ne Stornierung der gebuchten Flüge zu entscheiden, gem. $ 142 Abs.1 BGB

eX tunc unwirksam. Es kann dabei offen bleiben, ob der Kläger zu 1) beim

Anklicken des Buttons mit Erklärungsbewusstsein agierte und welche rechtli-

chen Folgen sich daraus ggf. ergäben, vgl. zum Streitstand Palandt-Ellenber-

ger, 77. Auflage 2018, vor8& 116 Rn.17. Denn jedenfalls hat der Kläger zu 1)

diese Erklärung zur Überzeugung des Gerichts wirksam wegen Erklärungs-

irrtums nach 88 119 Abs.1 Alt.2, 121, 143 BGB angefochten.

aa) Die Erklärung des Klägers zu 1), eine Erstattung anzufordern, beein-

haltete vorliegend gleichzeitig eine Stornierung der gebuchten Flugrei-

se und damit eine Rücktrittserklärung bzw. eine Zustimmung zu einer

Vertragsaufhebung oder -rückabwicklung. Es handelt sich bei dieser

Erklärung deshalb um eine empfangsbedürftige Willenserklärung, die

anfechtbar ist.

bb) Ein Anfechtungsgrund nach 8& 119 Abs.1 BGB ist gegeben. Das Ge-

richt ist aufgrund der informatorischen Anhörung des Klägers zu 1)

und der Einvernahme der Zeugin -davon überzeugt, dass der

Kläger infolge eines Versehens auf den Erstattungsbutton klickte und
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keine Stornierungserklärung gegenüber der Beklagten abgeben wollte.

Die Zeugin_sagte glaubhaft aus, dass der Kläger zu 1) ihr ge-

genüber geschildert habe, dass der Kläger nach einer Flugzeitenände-

rung betreffend den streitgegenständlichen Flug nach Südafrika aus

Versehen etwas angeklickt habe, das er nicht gewollt habe. Er habe

keine Stornierung oder Erstattung gewollt, sondern den Flug wahrneh-

men wollen. Er habe erfolglos versucht, beim Kundencenter der Be-

klagten die Stornierung rückgängig zu machen. Für das Gericht ist

kein Grund ersichtlich, weshalb der Kläger zu 1) gegenüber der Zeu-

gin- seiner Arbeitskollegin, die Unwahrheit gesagt haben soll. In

der Zusammenschau der Aussage der Zeugin -mit den detaillier-

ten und plausiblen Angaben der Kläger zu den Bemühungen um eine

Reaktivierung der Buchung und zu dem auch nach den erfolgten Flug-

zeitenänderungen unverändert fortbestehenden Reisezweck, die

Schwester des Klägers zu 1) an Weihnachten in Südafrika zu besu-

chen, hat das Gericht keinen vernünftigen Zweifel daran, dass die Klä-

ger die gebuchten Flüge auch nach der erfolgten zweiten Änderung

der Flugzeiten wahrnehmen wollten und der Kläger zu 1) nur verse-

hentlich auf den Erstattungsbutton klickte, zumal die Kläger auch die

erste, weitaus erheblichere Flugzeitenänderung unstreitig akzeptiert

hatten und die zweite Änderung lediglich eine marginale Vorverlegung

von 30 Minunten beim Rückflug betraf. Soweit die Beklagte die Anga-

ben des Klägers zu 1) zum Reisezweck, den Weihnachtsbesuch der

Schwester des Klägers zu 1) in Südafrika, mit Schriftsatz vom

20.10.2022 bestritt, ist dieses erst nach Schluss der mündlichen Ver-

handlung erfolgte Bestreiten gem. 8& 296a S.1 ZPO unbeachtlich. Das
versehentliche Anklicken einer digitalen Schaltfläche, durch welches

automatisch eine Erklärung generiert und übermittelt wird, begründet

einen Erklärungsirrtum nach 8 119 Abs.1 Alt.2 BGB, vgl. zu vergleich-

baren Fällen des „Verklickens“ mit der Maustaste bei elektronischen

Willenserklärungen MüKoBGB/Armbrüster, 9. Aufl. 2021, 8 119 Rn. 46

m.w.N.

CC) Die Anfechtung wurde vom Kläger zu 1) gegenüber einem Mitarbeiter

der Beklagten erklärt. Das Gericht ist aufgrund der Aussage der Zeu-
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gin -davon überzeugt, dass der Kläger zu 1) anlässlich eines Te-

lefonats mit einer Mitarbeiterin des Kundencenters der Beklagten am

14.12.2021 mitteilte, dass er nur versehentlich auf die Erstattung ge-

klickt und keine Stornierung gewollt habe, weshalb er darum bitte,

dass die Stornierung rückgängig gemacht werde. Die Zeugin_

hat zwar den Gesprächsinhalt ihren Angaben nach nicht direkt mitge-

hört. Allerdings habe sie am 14.12.2021 über eine Chatverbindung

mitbekommen, dass der Kläger zu 1) mit jemanden von der Hotline

der Beklagten gesprochen hat und der Kläger zu 1) habe ihr anschlie-

ßend den Gesprächsinhalt geschildert, wonach der Kläger zu 1) sein

Versehen und seine Bitte um Rückgängigmachung der Stornierung im

Telefonat dargelegt habe. Das Gericht hat auch insoweit keinen Zwei-

fel daran, dass der Kläger zu 1) der Zeugin -den Gesprächsab-

lauf wahrheitsgemäß berichtet hat. Mit seiner telefonischen Mitteilung

hat der Kläger zu 1) hinreichend deutlich gemacht, dass er die Stor-

nierung wegen eines Willensmangels nicht gegen sich gelten lassen

will, sodass eine Anfechtungserklärung i.S.v. 8& 143 Abs.1 BGB erfolgt

ist.

dd) Die Anfechtungsfrist aus 8 121 BGB ist eingehalten. Der Kläger zu 1)

hat substantiiert dargelegt, dass er am Wochenende vom

11./12.12.2021 von seinem Versehen durch eine Änderungsbestäti-

gung der Beklagten Kenntnis erlangt und bereits ab Montag,

13.12.2021 versucht habe, einen Mitarbeiter der Beklagten telefonisch

Zu erreichen, was erstmals am 14.12.2021 gelungen sei. Danach er-

folgte die Anfechtungserklärung nach Auffassung des Gerichts ohne

schuldhaftes Zögern unverzüglich. Die für eine frühere Kenntnisnah-

me des Klägers zu 1) und für eine früher mögliche Anfechtungserklä-

rung darlegungs- und beweisbelastete Beklagte, vgl. hierzu Pa-

landt-Ellenberger, & 121 Rn.6 m.w.N., hat insoweit weder konkret vor-

getragen noch Beweis angeboten.

Ein rechtzeitiges Erscheinen der Kläger zur Abfertigung am Flughafen Mün-

chen war vorliegend entbehrlich, weil die Beklagte den Klägern unstreitig be-

reits vor Abflug mitgeteilt hat, dass ihre Flugbuchung storniert wurde und

nachweislich auch nach Kenntnisnahme von den Umständen, die zur Un-
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wirksamkeit der Stornierung führten, keine Reaktivierung der Buchung veran-

lasste. Darin liegt eine antizipierte Beförderungsverweigerung. In dieser Kon-

stellation wäre es nach vorzugswürdiger Ansicht sinnlose Förmelei, müsste

der Fluggast noch am Abfertigungsschalter oder am Flugsteig erscheinen,

vgl. BeckOK Fluggastrechte-VO/Schmid, 24. Ed. 1.10.2022, Art. 3 Rn. 46a

m.w.N.

Die Beförderung wurde den Klägern von der Beklagten zur Überzeugung des Ge-

richts gegen ihren Willen verweigert. Spätestens mit der am 14.12.2021 erfolgten

wirksamen Anfechtung der Stornierung war die Beklagte verpflichtet, die Buchung

Zzu reaktivieren oder eine neue Buchung freizuschalten. Das Gericht ist aufgrund der

Aussage der Zeugin -wonach der Kläger zu 1) ihr berichtet habe, dass die

Mitarbeiterin der Beklagten erklärt habe, dass eine Reaktivierung der Buchung ent-

gegen seinem Wunsch nicht möglich sei, davon überzeugt, dass die Beklagte tat-

sächlich eine Beförderung gegen den Willen der Kläger verweigerte. Denn ist das

nach der Buchung vorgesehene ausführende Luftfahrtunternehmen wie vorliegend

gleichzeitig auch das vertragliche Luftfahrtunternehmen, das die Flugbuchung aus-

stellt, wird mit der Ablehnung der Freischaltung einer Buchung gleichzeitig zum

Ausdruck gebracht, dass eine Beförderung nicht erfolgen kann, weil unstreitig SyS-

tembedingt zwingend eine vom Luftfahrtunternehmen gültige Buchungsnummer zur

Verfügung gestellt werden muss, um ein Einchecken für den gebuchten Flug und in

der Folge eine Beförderung zu ermöglichen. Dementsprechend scheiterten auch

die Versuche des Klägers zu 1), vor dem planmäßigen Abflug online einzuchecken,

woran die Weigerung der Beförderung nochmals zum Ausdruck kam. Das Bestrei-

ten dieser Eincheckversuche durch die Beklagte mit Nichtwissen ist nach 8 138

Abs.4 ZPO unbeachtlich, da die Beklagte über eigene Informationen zum Kunden-

konto des Klägers zu 1) verfügt und zunächst konkret vortragen müsste, welche

Vorgänge danach zu verzeichnen sind.

Die Kläger haben von ihrem Wahlrecht auf Erstattung der Ticketkosten nach Art. 4

Abs.3, 8 Abs.1 lit.a) erster Spiegelstrich VO (EG) 261/2004 Gebrauch gemacht, in-

dem sie am 29.12.2021 die vollständige Flugpreiserstattung von der Beklagten ver-

langten.

Ein etwaiger Ausschluss des gesetzlichen Erstattungsanspruches aus Art. 8 Abs.1

lit.a) VO (EG) 261/2004 in den ABB der Beklagten ist gemäß Art. 15 Abs.1 VO (EG)



261/2004 unwirksam. 

5. Auch wenn die Flugtickets wie vorliegend vom Kläger zu 1) als Familienreise von ei-

ner einzigen Person als Anmelder gebucht und alleine von diesem gezahlt wurde, 

ist Anspruchsinhaber und somit aktiv legitimiert ausschließlich jeder einzelne Reise-

teilnehmer für sich als „Fluggast“ i.S.v. Art. 8 Abs.1 VO (EG) 261/2004, obwohl von 

ihm weder der Reisepreis noch das Ticketentgelt gezahlt worden ist, vgl. BeckOK 

Fluggastrechte-VO/Degott, 24. Ed. 1.10.2022, Art. 8 Rn. 50. Damit besteht vorlie-

gend ein Anspruch der Kläger zu 1) - 4) auf vollständige Erstattung in Höhe der auf 

jeden einzelnen Fluggast entfallenden Flugscheinkosten, vorliegend jeweils in Höhe 

von jeweils noch 993,50 €. Eine Berechtigung aller 4 Kläger zur jeweiligen Forde-

rung der gesamten ausstehenden Flugscheinkosten als Gesamtgläubiger ist hierbei 

nicht gegeben. Für eine vom Klagevertreter in der mündlichen Verhandlung ange-

führte, angeblich mit der Beklagten „vereinbarte Gesamtgläubigerschaft“ ist in tat-

sächlicher Hinsicht nichts vorgetragen oder sonst ersichtlich. 

II. Ein Anspruch der Kläger auf Erstattung der Flugscheinkosten ergibt sich daneben auch 

aus nationalem Vertragsrecht aus §§ 323 Abs.1, Abs.2 Nr.2, 346 Abs.1, 631 BGB, weil die 

Kläger nach erklärtem Rücktritt vom Beförderungsvertrag die Herausgabe der bezahlten 

Ticketkosten verlangen können. 

1. Mit der Forderung der vollständigen Flugpreiserstattung vom 29.12.2021 erklärten 

die Kläger zumindest konkludent den Rücktritt vom Beförderungsvertrag. 

2. Die Beklagte hat ihre Leistungspflicht aus dem mit den Klägern geschlossenen Per-

sonenbeförderungsvertrag verletzt. Nach der wirksamen Anfechtung der Stornie-

rungserklärung war die Beklagte aufgrund des geschlossenen Vertrags wieder zur 

Erbringung der Beförderungsleistung verpflichtet. Diese setzt zwingend die Ausstel-

lung gültiger Flugtickets voraus. Die Beklagte ist dieser Verpflichtung trotz Aufforde-

rung durch die Kläger nicht nachgekommen und hat damit ihre vertragliche Primär-

leistungspflicht verletzt.   

3. Eine Fristsetzung war nach § 323 Abs.2 Nr.2 BGB mit Ablauf der von den Klägern 

gebuchten Abflugzeit entbehrlich, nachdem es sich bei dem geschlossenen Perso-

nenluftbeförderungsvertrag um ein relatives Fixgeschäft handelt. 

4. Ausschlussgründe nach § 323 Abs.5 BGB sind weder vorgetragen noch sonst er-
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sichtlich. 

5. Eine Beschränkung des Rücktrittsrechts für den Fall einer Pflichtverletzung durch 

die ABB der Beklagten ist nach § 309 Nr. 8a BGB unwirksam, sollte der Ausschluss 

einer Erstattung in den Ticketbestimmungen der Beklagten auch für diesen Fall gel-

ten. 

III. Schließlich ergäbe sich auch ein Anspruch der Kläger auf Ersatz der vollständigen Flug-

scheinkosten im Rahmen des Schadensersatzes statt der ganzen Leistung aus §§ 280 

Abs.1, Abs.3, 281 Abs.1, Abs.2, 631 BGB, der nach vorzugswürdiger Auffassung, vgl. Her-

resthal, ZIP2006, 883, auch im Falle eines relativen Fixgeschäfts verlangt werden kann. 

1. Die Beklagte hat die Verletzung ihrer vertraglichen Beförderungspflicht zu vertreten, 

§ 280 Abs.1 S.2 BGB. Die Beklagte hat weder vorgetragen noch Beweis dafür an-

geboten, dass eine Reaktivierung der Buchung oder die Ausstellung einer neuen 

Buchung nach Kenntnisnahme vom Erklärungsfehler des Klägers zu 1) nicht mög-

lich gewesen oder die Flugplätze der Kläger zwischenzeitlich anderweitig vergeben 

worden seien. 

2. Eine Fristsetzung ist sowohl aufgrund der Beförderungsverweigerung als auch auf-

grund der besonderen Umstände der Personenluftbeförderung als relatives Fixge-

schäft vorliegend nach § 281 Abs.2 BGB entbehrlich.

3. Der Schaden für die von der Beklagten nicht erbrachte Beförderungsleistung be-

misst sich entsprechend der Rentabilitätsvermutung nach der von den Klägern er-

brachten Gegenleistung. Zu Gunsten des Gläubigers wird vermutet, dass die vom 

Schuldner nicht erbrachte Leistung und die vereinbarungsgemäß vom Gläubiger ge-

schuldete Gegenleistung gleichwertig waren, vgl Palandt-Grüneberg, aaO, § 281 

Rn.23. Die von den Klägern bezahlten Flugscheinkosten stellen vor diesem Hinter-

grund vorliegend den Mindestschaden dar.   

IV. Der Anspruch auf Zinsen und auf Ersatz vorgerichtlicher Rechtsanwaltskosten folgt unter 

Verzugsgesichtspunkten aus §§ 280 Abs.1, Abs.2, 286, 288 249, 250 BGB. Nach Ablauf 

der von den Klägern am 29.12.2021 unstreitig gesetzten 7-tägigen Frist zur Flugpreiser-

stattung und mithin nach Eintritt des Schuldnerverzugs durch bestimmte Zahlungsauffor-

derung als Mahnung gem. § 286 Abs.1 BGB wurde unstreitig der Prozessbevollmächtigte 

mit der außergerichtlichen Forderungsdurchsetzung beauftragt. Entgegen der Auffassung 
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der Beklagten ist damit eine Verzugslage und eine anschließende Beauftragung des Pro-

zessbevollmächtigten schlüssig dargetan. Unstreitig forderte der Prozessbevollmächtigte 

der Kläger die Beklagte vorgerichtlich mit Schreiben vom 02.02.2022 unter Fristsetzung 

bis 09.02.2022 erfolglos zur Flugpreiserstattung und Freistellung von vorgerichtlichen 

Rechtsanwaltskosten in Höhe von 445,00 € auf. Die Kläger sind deshalb aufgrund dieser 

auftragsgemäßen anwaltlichen Tätigkeit mit einer Gebührenforderung ihres Prozessbevoll-

mächtigten belastet, sodass ein Verzugsschaden entstanden ist. Auf eine ordnungsgemä-

ße Rechnungsstellung im Innenverhältnis kommt es dabei nicht an. Das pauschale Be-

streiten eines Schadens bzw. der Existenz einer Verbindlichkeit ist nicht nachvollziehbar. 

Es bestehen keine konkreten Anhaltspunkte dafür, dass die unstreitig erbrachte vorgericht-

liche anwaltliche Tätigkeit unentgeltlich geleistet worden wäre. Eine solche Tätigkeit ist den 

Umständen nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten, § 612 Abs.1 BGB. Gegenteilige 

konkrete Anhaltspunkte vermag die Beklagte nicht aufzuzeigen. Das unsubstantiierte Be-

streiten der Beklagten ist deshalb unbeachtlich. Aufgrund der unter Fristsetzung mit Ableh-

nungsandrohung von der Beklagten erfolglos geforderten Freistellung von den vorgerichtli-

chen Rechtsanwaltskosten wandelte sich der Freistellungsanspruch unabhängig von einer 

Zahlung der Kläger gem. § 250 S.2 BGB in einen Zahlungsanspruch. Die Höhe der vorge-

richtlichen Rechtsanwaltskosten ist schlüssig dargetan und bewegt sich unterhalb der ge-

setzlichen Gebühren. Das Bestreiten einer wirksamen Gebührenvereinbarung ist vor die-

sem Hintergrund weder substantiiert noch nachvollziehbar. 

V. Der Anspruch auf Rechtshängigkeitszinsen betreffend die vorgerichtliche Rechtsanwalts-

kosten beruht auf §§ 288, 291 BGB. 

VI. Da entgegen dem klägerischen Antrag keine Verurteilung zur Zahlung an die Kläger als 

Gesamtgläubiger ausgesprochen werden konnte und mit der Verurteilung zur jeweils antei-

ligen Zahlung eine Beschränkung der einzelnen Forderungsberechtigung einhergeht, auch 

wenn die begehrte Klageforderung in der Summe erreicht wird, war die Klage aufgrund der 

im Tenor vorgenommenen Einschränkung im Übrigen abzuweisen. 

VII. Die Kostenfolge ergibt sich aus §§ 91, 92 Abs.2 Nr.1 ZPO. Das Teilunterliegen betreffend 

die nicht zugesprochene Gesamthandsberechtigung der Kläger fiel nach der Bewertung 

des Gerichts verhältnismäßig geringfügig aus und verursachte bei gleich bleibendem 

Streitwert keine höheren Kosten. 

VIII. Der Ausspruch zur vorläufigen Vollstreckbarkeit folgt aus §§ 708 Nr.11, 709, 711 ZPO. 
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Rechtsbehelfsbelehrung:

 

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zuläs-
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu-
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat. 

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem 

Landgericht Landshut
Maximilianstr. 22
84028 Landshut

einzulegen. 

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten 
nach der Verkündung der Entscheidung. 

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die 
Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten, dass 
Berufung eingelegt werde. 

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begründet werden. Auch diese Frist beginnt 
mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung. 

 

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, 
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas-
sen hat.

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem

Amtsgericht Erding
Münchener Str. 27
85435 Erding

einzulegen. 

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen 
Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist 
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit-
teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss 
mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht.

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann-
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist 
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt-
liche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben.

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt 
den gesetzlichen Anforderungen nicht.

Rechtsbehelfe, die durch eine Rechtsanwältin, einen Rechtsanwalt, durch eine Behörde oder durch eine juris-
tische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben ge-
bildeten Zusammenschlüsse eingereicht werden, sind als elektronisches Dokument einzureichen, es sei 
denn, dass dies aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich ist. In diesem Fall bleibt die Über-
mittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulässig, wobei die vorübergehende Unmöglichkeit bei der Er-
satzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen ist. Auf Anforderung ist das elektronische 
Dokument nachzureichen.
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Elektronische Dokumente müssen

- _ Mmit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder
- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden.

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per-

son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden:

- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder

- an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal-

tungspostfach (EGVP) des Gerichts.

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf & 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin-
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die

Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be-
sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils

geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen.

gez.

!10!ler am lmlsgericht
Verkündet am 27.10.2022

ez.

Urkundsbeamtin der !eschä!sstelle


